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Entwicklung des Igel-Bestands in Thüringen

Zur Entwicklung des Igel-Bestands in Thüringen ergeben sich Fragen.

Das Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz hat die Kleine Anfrage 7/5504 vom 
29. Dezember 2023 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 26. Februar 2024 beantwortet:

1. Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung anhand welcher Daten oder Informationen zur Entwick-
lung des Igel-Bestands in Thüringen seit dem Jahr 2014 vor?

Antwort:
Die aktuelle Rote Liste der Säugetiere Thüringens (Von Knorre, D. & S. Klaus au dem Jahr 2021) führt 
den Braunbrustigel Erinaceus europaeus auf der Vorwarnliste. Demnach gehört der Igel zu den Arten, 
die merklich zurückgegangen, aber aktuell noch nicht gefährdet sind.

2. Gibt es auf Landesebene ein Monitoring für Igel(-Arten), wenn nein, warum nicht?

Antwort:
Für ein spezielles Igel-Monitoring besteht keine rechtliche Verpflichtung. Igelbeobachtungen werden - wie 
andere Meldungen zu geschützten heimischen Arten - im Datenbestand des Fachinformationssystems 
Naturschutz - Thüringer Arten-Erfassungsprogramm gesammelt und für Auswertungen bereitgehalten. 

3. Welche Ursachen sieht die Landesregierung für (gegebenenfalls) einen abnehmenden oder (gegebe-
nenfalls) einen zunehmenden Igel-Bestand in Thüringen seit dem Jahr 2014?

Antwort:
Es gibt mehrere Gründe für den abnehmenden Bestand an Igeln: Es mangelt dem Insektenfresser an 
geeignetem Lebensraum wie Hecken und Rückzugsräumen sowie Nahrung. Die Zerschneidung von 
Igelhabitaten durch Straßenverkehr und die Zunahme von Verkehrsopfern führen zusätzlich zu einem 
Rückgang der Igelbestände. Hinzu kommen Verletzungen durch Hundebisse und Rasenmähroboter. Als 
hochspezialisierter Insektenfresser, der nachtaktive Laufkäfer, Käferlarven und Raupen frisst, fehlt ihm 
durch den Rückgang zahlreicher Insektenarten auch ein ausreichendes Nahrungsangebot. Als Kultur-
folger leidet die Art auch unter strukturarmen, aufgeräumten Gärten im menschlichen Umfeld in denen 
ein sicherer Platz zum Überwintern und Insekten fehlen.

K l e i n e  A n f r a g e

der Abgeordneten Hoffmann (AfD)

und

A n t w o r t

des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz
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4. Welche Programme und Projekte, die sich im Landeshaushalt abbilden, kommen dem Igel-Bestand di-

rekt oder indirekt inwieweit durch welche Maßnahmen zugute?

Antwort:
Im Zusammenhang mit den unter der Antwort zu Frage 3 beschriebenen Gefährdungsursachen ist da-
von auszugehen, dass alle Förderprogramme, die die Wiederherstellung einer strukturreichen Agrar-
landschaft mit artenreichen Lebensräumen, die Erhaltung beziehungsweise Förderung eines naturna-
hen Siedlungsraums oder die Erhöhung der Vielfalt an Insekten und anderen kleinen Wirbellosen zum 
Ziel haben, auch positiv auf Igelbestände wirken.

5. Welche Maßnahmen zum Erhalt oder zur Erhöhung des Igel-Bestands sieht die Landesregierung in Thü-
ringen aus welchen Gründen als förderlich an?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 4: Igel brauchen abwechslungsreiche, störungsarme Lebensräume. In einer ab-
wechslungsreichen Landschaft mit einem Mosaik geeigneter Habitatbestandteile und ausreichendem 
Nahrungsangebot findet der Igel einen Lebensraum. Diesen zu erhalten und zu fördern trägt zum Erhalt 
und zur Erhöhung der Igelbestände bei. 

Die Förderung naturnaher Gärten, mehr noch die Wiederherstellung einer strukturreichen Agrarlandschaft 
mit ausreichend abwechslungsreichen und miteinander verbundenen Lebensräumen sind Schlüsselmaß-
nahmen im Naturschutz, die auch dem Igel zugutekommen. In privaten Gärten tragen zum Beispiel die 
Bereitstellung von Igelunterschlupfen als Winterquartier in Form von Reisig- oder Holzhaufen, das Anle-
gen von Benjeshecken oder von Igelhäusern zur Verbesserung der Lebensbedingungen für die Art bei.

6. Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung zu Auffangstationen und anderen etwaigen Einrichtun-
gen für die Aufnahme von Igeln (beziehungsweise von Wildtieren) in Thüringen vor (Anzahl der Einrich-
tungen seit dem Jahr 2014 und Ort der jeweiligen Einrichtungen)?

Antwort:
In Thüringen existiert eine große Anzahl an örtlich tätigen Tierschutzvereinen. Unter dem Dach des Lan-
destierschutzverbands Thüringen e. V. sind dies beispielsweise insgesamt 31 Vereine. Die Liste ist über 
die Internetpräsenz des Landesverbands einsehbar1.
Für eine Beantwortung der Fragestellung bedürfte es einer Sonderrecherche durch die Veterinär-und 
Lebensmittelüberwachungsämter zum Inhalt sämtlicher Erlaubnisbescheide gemäß § 11 Tierschutz-
gesetz und einer anschließenden händischen Auswertung. Eine solche manuelle Auswertung würde  
einen unvertretbaren Aufwand erzeugen. Gemäß Artikel 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen wurde hiervon abgesehen.

7. Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung über die Finanzierung, den Kostenbedarf und die per-
sonelle Ausstattung dieser Einrichtungen seit dem Jahr 2014 vor?

Antwort:
Für die Erfassung von Daten im Sinne der Frage besteht keine rechtliche Grundlage. Daher liegen der 
Landesregierung diesbezüglich keine weiteren Daten vor.

8. Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung über die Anzahl der Igel vor, die seit dem Jahr 2014 in 
den jeweiligen Einrichtungen aufgenommen und gepflegt wurden?

Antwort:
Für die Erfassung von Daten im Sinne der Frage besteht keine rechtliche Grundlage. Daher liegen der 
Landesregierung diesbezüglich keine weiteren Daten vor.

9. Welche Fördermöglichkeiten auf Landesebene gibt es für derartige Einrichtungen?

Antwort:
Die Landesregierung unterstützt für den Bereich Tierschutz gemeinnützige Tierschutzvereine im Sinne 
der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von investiven Maßnahmen des 
Tierschutzes in Thüringen. Genauere Bestimmungen sind der Anlage zu entnehmen. Eine Neufassung 
der Richtlinie wird derzeit zur Veröffentlichung vorbereitet. 



3

Drucksache 7/9622Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

10. Welche finanzielle Förderung haben diese Einrichtungen seit dem Jahr 2014 vom Land wofür beantragt 
und wofür erhalten (bitte nach Jahresscheiben aufschlüsseln)?

Antwort:
Die Landesregierung unterstützt für den Bereich Tierschutz gemeinnützige Tierschutzvereine im Sinne 
der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von investiven (Thüringer Staats-
anzeiger Nummer 7/2024, Seite 255) und nicht investiven Maßnahmen (Thüringer Staatsanzeiger Num-
mer 6/2024, Seite 213) des Tierschutzes in Thüringen seit dem Jahr 2018. Genauere Bestimmungen 
sind den aktuellen Richtlinientexten zu entnehmen. 
Es wurden seit dem Jahr 2018 inklusive des Jahres 2024 insgesamt 1.050.000 Euro zur Kastration und 
Kennzeichnung herrenloser Katzen sowie 5.151.300 Euro zur baulichen Instandsetzung und Erweite-
rung von Tierheimen, tierheimähnlichen Einrichtungen und tiergärtnerischen Einrichtungen im Haushalt 
bereitgestellt. Vor dem Jahr 2018 wurde die Kastration herrenloser Katzen zum Teil durch die Vergabe 
von Lottomitteln unterstützt. Im investiven Bereich wurden zwischen 2014 und 2018 jährlich 81.300 Euro 
im Rahmen der "Richtlinie zur Förderung von Tierheimen, Versorgungsstellen für Tiere während des 
Transportes und tiergärtnerischen Einrichtungen in Thüringen" zur Verfügung gestellt, um einzelne Pro-
jekte zu fördern. 
Bei der Antragstellung für die genannten Fördermittel wird keine grundsätzliche Aufzählung der in den 
Einrichtungen versorgten Wildtierarten erfasst, daher ist eine weitergehende Beantwortung der Frage 
nicht möglich.

Stengele 
Minister

Anlage2 

Endnote:

1 https://landestierschutzverband-thueringen.de/mitgli_tabelle.php
2 Auf einen Abdruck der Anlage wird verzichtet. Die Anlage steht unter der oben genannten Drucksachennummer 

elektronisch im Abgeordneteninformationssystem und in der Parlamentsdokumentation unter der Internetadresse 
www.parldok.thueringen.de zur Verfügung. Die Fragestellerin, die Fraktionen, die Parlamentarische Gruppe, die 
fraktionslosen Abgeordneten und die Landtagsbibliothek erhalten je ein Exemplar der Anlage in der Papierfassung.

https://landestierschutzverband-thueringen.de/mitgli_tabelle.php
http://www.parldok.thueringen.de


Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von
investiven Maßnahmen des Tierschutzes in Thüringen

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen für
a) den Bau, die Einrichtung und die lnstandsetzung zum Erhalt der Funktionalität von

Tierheimen, die zur Verbesserung der Unterbringung und Pflege von herrenlosen,
eingezogenen oder unter amtlicher Beobachtung stehenden Tieren und Fundtieren
dienen,

b) die Errichtung von Versorgungsstellen für Tiere während des Transportes und
c) Vorhaben zur Verbesserung der Unterbringung von Tieren in tiergärtnerischen Ein-

richtungen
als Maßnahmen zum Schutz der Tiere im Sinne des Tierschutzgesetzes und der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen.

1.2 Die Förderung richtet sich nach den haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Freistaats
Thüringen, insbesondere den §§ 23 und 44 der Thüringer Landeshaushaltsordnung
(ThürLHO) in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBI. S. 282) in der jeweils gel-
tenden Fassung und den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften (VV) mit ihren
- Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (AN-

Best-P) und
- Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Ge-

bietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften (ANBest-
Gk) - Anlagen 2 und 3 zur W Nr. 5.1 zu § 44 ThürLHO -

sowie nach dieser Förderrichtlinie.

1.3 Mit der Förderung im Rahmen dieser Richtlinie sollen insbesondere folgende Ziele er-
reicht werden:
- Die Verbesserung und lnstandsetzung von Gebäuden und Anlagen (gegebenen-

falls Neu-, Erweiterungs-, Um- und Ausbauten), die zur Unterbringung von herren-
losen, eingezogenen oder unter amtlicher Beobachtung stehenden Tieren und
Fundtieren dringend notwendig sind, einschließlich notwendiger Geräte und Anla-
gen für die Bewirtschaftung (vor allem Erhaltung von Tierheimen, verbesserte Ka-
pazität der Unterbringung von Tieren).

- Damit verbundene weitere Ziele: verbesserte Gesundheit der Tiere, geringere Be-
triebskosten und somit eine tierschutzgerechte Bewirtschaftung der Einrichtungen.

1.4 Die Fördermaßnahmen werden durch das für den Tierschutz zuständige Ministerium ei-
ner Zielerreichungskontrolle (Controlling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23
ThürLHO unterzogen. Dafür werden folgende Indikatoren erfasst:
- Entwicklung der Zahl der unterzubringenden Tiere,
- Veränderung der Anzahl an Tierplätzen in Tierheimen, insbesondere Katzen- und

Hundeplätze, im Vergleich zum Vorjahr,
- Verbesserung bzw. Erhaltung der Unterbringungsmöglichkeiten von Tieren.

1.5 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Die
Bewilligungsbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
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Gefördert werden im Sinne von Nummer 1.1 Neu-, Erweiterungs-, Um- und Ausbauten
sowie deren Wiederherstellung, außerdem Maßnahmen zur Verbesserung der hygieni-
schen Situation, der Erwerb von geeigneten Fahrzeugen zum Transport von Tieren so-
wie notwendiger Geräte, Einrichtungen und Anlagen für die Bewirtschaftung und den
Betrieb einer Einrichtung, soweit deren Anschaffungswert (einschließlich Umsatzsteuer)
5.000 Euro übersteigt. Nummer 13.3 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 ThürLHO findet
insoweit keine Anwendung.

3. Zuwendungsempfänger

Die Zuwendungen für die genannten Zwecke werden an gemeinnützige Träger der in
Nummer 1.1 genannten Einrichtungen oder an Gemeinden und Landkreise, die Träger
dieser Einrichtungen sind, gewährt.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die zu fördernde Maßnahnie muss im öffentlichen Interesse liegen und dem jeweiligen
Bedarf entsprechen. Bei tiergärtnerischen Einrichtungen sollen diese einen hohen Bil-
dungs- und Freizeitwert besitzen.

4.2 Ausgeschlossen von der Förderung sind Einrichtungen, die Tiere aus dem Ausland
zum Zwecke der entgeltlichen Abgabe an Dritte verbringen oder einführen.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Bei der Förderung nach dieser Förderrichtlinie handelt es sich um eine nicht rückzahl-
bare Zuwendung im Rahmen einer Projektförderung. Die Zuwendung wird als Anteilsfi-
nanzierung in Form eines einmaligen Zuschusses gewährt. In Ausnahmefällen ist die
Ausreichung als Vollfinanzierung möglich (nach Maßgabe von Nummer 2.3 der Verwal-
tungsvorschrift zu § 44 ThürLHO).

5.2 Die Zuwendung des Landes beträgt bis zu 70 v. H. der zuwendungsfähigen Ausgaben.
Dabei können unentgeltliche Arbeitsleistungen des Zuwendungsempfängers (unbare
Eigenleistungen) sowie projektbezogene Sachspenden als Eigenanteil an der Finanzie-
rung anerkannt werden. Der Zuwendungsempfänger hat sich hierfür schriftlich zu ver-
pflichten, die Eigenleistungen zu erbringen und durch die Vorlage von Dokumentatio-
nen über die tatsächlich erbrachten Arbeitsleistungen mit Stundenangaben im Verwen-
dungsnachweis nachzuweisen. Nachgewiesene unbare Eigenleistungen können in Hö-
he von bis zu 70 v. H. des Betrages, der sich bei Vergabe der Leistungen an ein Unter-
nehmen (Kostenvoranschlag ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben würde, be-
rücksichtigt werden. Für die förderfähigen Ausgaben von Neu-, Erweiterungs-, Um- und
Ausbauten ist auf die Kostengruppen (KG) nach DIN 276 abzustellen. Freiberufliche
Leistungen sind der Kostengruppe 700 (Baunebenkosten) zuzuordnen.

5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben sind entsprechend der DIN 276:
a) Vorbereitende Maßnahmen (KG 200)
b) Bauwerk-Baukonstruktionen (KG 300)
c) Bauwerk-technische Anlagen (KG 400)
d) Außenanlagen und Freiflächen (KG 500)
e) Ausstattung und Kunstwerke (KG 600)
f) Baunebenkosten (KG 700)
g) Transportfahrzeuge.
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5.4 Nicht zuwendungsfähig sind:
a) Aufwendungen für Räume, die der sonstigen Arbeit des Zuwendungsempfängers

dienen (zum Beispiel Tagungsräume, Vereinsbüro),
b) Personal- und Verwaltungsausgaben des Zuwendungsempfängers,
c) Ausgaben für die laufende Unterhaltung der Einrichtung,
d) Aufwendungen, zu deren Übernahme Dritte verpflichtet sind oder die Dritte über-

nommen haben,
e) öffentliche Abgaben und Gebühren,
f) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb eines Grundstückes entstehen

(KG 100) und
g) die Kosten der Beschaffung und Verzinsung der Finanzierungsmittel (KG 800)

Der Wert des Baugrundstücks kann nicht als Eigenanteil an der Finanzierung aner-
kannt werden.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Mittel Dritter, insbesondere der Gemeinden, sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.

6.2 Gemeinnützige Träger von Einrichtungen nach Nummer 1.1 müssen sich verpflichten,
die Landeszuwendung zurückzuzahlen, wenn sie die Gemeinnützigkeit innerhalb der
Zweckbindungsfrist verlieren. Für die Verpflichtung sieht das Antragsformular nach
Nummer 7.1.1 Satz 1 eine entsprechende Erklärungsmöglichkeit vor.

6.3 Sofern die Zuwendung mindestens 50.000 Euro beträgt, ist ein etwaiger Rückerstat-
tungsanspruch nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides zu Gunsten des Landes
dinglich zu sichern. Bei der Förderung von Gebietskörperschaften und kommunalen
Zweckverbänden kann von dem Erfordernis einer dinglichen Sicherung abgesehen
werden.

7. Verfahren

7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Anträge auf Gewährung von Zuwendungen des Landes sind schriftlich bei der Bewilli-
gungsbehörde unter Verwendung des vorgegebenen Antragsformulars einzureichen.
Dieses wird von der Bewilligungsbehörde zur Verfügung gestellt. Anträge sind in der
Regel bis 31. Januar des laufenden Jahres zu stellen. Sie sollten spätestens drei Mo-
nate vor geplantem Beginn der Maßnahme der Bewilligungsbehörde vorliegen.

7.1.2 Anträge auf Zuwendungen müssen die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Ange-
messenheit der Zuwendung erforderlichen Angaben enthalten. Dem Antrag sind beizu-
fügen:
a) eine genaue Projektbeschreibung einschließlich der Bedeutung und der beabsich-

tigten Wirkung der Maßnahme für den Tierschutz,
b) Angaben zur Kapazität der Einrichtung (bestehende, neu zu schaffende und/oder

zu modernisierende Tierplätze aufgeschlüsselt nach Tierarten),
c) bei Baumaßnahmen: Entwurf, Bauzeichnung, geplante Bauabschnitte und deren

zeitliche Zuordnung, Baugenehmigung und Auflagen (falls baugenehmigungs-
pflichtig), Kostenvoranschläge oder amtliche Kostenschätzung,

d) bei anderen Maßnahmen: Kostenvoranschläge,
e) eine Kopie des Miet- oder Pachtvertrages mit einer mindestens 15jährigen Laufzeit

oder der Nachweis über das Eigentum an der lmmobilie,
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f) ein Finanzierungsplan, unbare Eigenleistungen und projektbezogene Sachspen-
den (Nr. 5.2 Satz 2) sind in den Kostenvoranschlägen oder amtlichen Kosten-
schätzungen nach Buchstabe c genau zu benennen,

g) außer bei Gemeinden und Landkreisen ein Nachweis über die Anerkennung der
Gemeinnützigkeit (bei freien Trägern im Sinne von Nr. 3),

h) eine Stellungnahme des Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamtes, insbe-
sondere hinsichtlich tierschutzrechtlicher und veterinärhygienischer Gesichtspunk-
te und der Dringlichkeit der Maßnahme im jeweiligen Zuständigkeitsbereich,

i) eine Erklärung des Zuwendungsempfängers darüber, dass die Einrichtung nach
Fertigstellung des geförderten Projektes ohne Landesmittel unterhalten werden
kann und dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen worden ist; insbesondere
von Gemeinden als Zuwendungsempfänger ist ein rechnerischer Nachweis über
die Höhe und die Finanzierbarkeit der Folgekosten zu erbringen, sofern es sich
um Neu- und Erweiterungsbauten handelt,

j) eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für das be-
treffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes
berechtigt ist. In diesem Fall sind im Finanzierungsplan die sich ergebenden Vor-
teile auszuweisen (Nr. 3.2.3 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 ThürLHO).

7.1.3 Vor der Entscheidung über den Antrag ist von der Bewilligungsbehörde in Abstimmung
mit dem für den Tierschutz zuständigen Ministerium, dem Landesamt für Verbraucher-
schutz sowie dem Landestierschutzverband Thüringen e.V. oder anderer landesweiter
Tierschutzorganisationen eine besondere Bedarfseinschätzung vorzunehmen.

7.2 Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist die Gesellschaft für Arbeits- und Wirtschaftsförderung des
Freistaats Thüringen mbH (GFAW mbH).

7.3 Verwendungsnachweisverfahren

7.3.1 Der Verwendungsnachweis für Zuwendungen an gemeinnützige Träger ist gemäß den
Nummern 6.2 bis 6.4 ANBest-P (Regelverwendungsnachweis) zu führen. Der Verwen-
dungsnachweis für Zuwendungen an Gebietskörperschaften ist gemäß den Nummern
6.2 bis 6.4 ANBest-Gk zu führen.
Der Zuwendungsempfänger hat zu dem im Zuwendungsbescheid angegebenen Zeit-
punkt, spätestens jedoch zu den in Nr. 6.1 ANBest-P oder Nr. 6.1 ANBest-Gk genann-
ten Fristen, den Verwendungsnachweis der Bewilligungsbehörde zur Prüfung vorzule-
gen. Diese prüft den Verwendungsnachweis und übersendet dem Landesamt für Ver-
braucherschutz eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks und des Sachberichts aus
dem Verwendungsnachweis. Eine Ausfertigung verbleibt in der Bewilligungsakte.

7.3.2 Die Bewilligungsbehörde hat das Recht, die Verwendung der Mittel beim Zuwendungs-
empfänger zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Prüfungsrechte des
Thüringer Rechnungshofs nach § 91 ThürLHO bleiben hiervon unberührt.

7.4 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nach-
weis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gilt die
Verwaltungsvorschrift zu § 44 ThürLHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.
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8. lnkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft und mit Ablauf des 31.
Dezember 2023 außer Kraft.

Erfurt, den V.,'Y

erner
rviihisterin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie

7 2
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